
Milic: «Die Mobilisierung ist schwer einzuschätzen»  
Heute startet die Online-Abstimmungsumfrage des Liechtenstein-Instituts zum Abstimmungssonntag am 25. Februar. 

Seit Ende letzter Woche kann 
brieflich über die DpL-Initiative 
zur Volkswahl der Regierung ab-
gestimmt werden. Auch wenn 
die Leserbriefspalten zum The-
ma immer noch gut gefüllt sind, 
wird eine Mehrheit ihre Mei-
nung zur Initiative bereits ge-
macht haben. Um mehr über die 
Motive zum Abstimmungsver-
halten in Erfahrung zu bringen, 
führt das Liechtenstein-Institut 
in Zusammenarbeit mit dem 
«Liechtensteiner Vaterland» 
auch zu dieser Abstimmung eine 
anonyme Onlineumfrage durch. 
Das Ausfüllen der Umfrage 
nimmt etwa zehn Minuten in 
Anspruch. Die Teilname ist bis 
25. Februar um Mitternacht 
möglich. 

Parteiunabhängige dürften 
den Ausschlag geben 
Die Chancen für die DpL-Initia-
tive sind für den Forschungslei-
ter Politik am Liechtenstein-In-
stitut, Thomas Milic, schwierig 
einzuschätzen. Dies, da es keine 
Vorumfragen gibt und in Liech-
tenstein – im Gegensatz zur 
Schweiz – noch nie über das 
Thema  abgestimmt wurde. «Ich 
sage daher einmal ganz vorsich-

tig, dass bei diesem Thema die 
Parteisympathie der Stimmen-
den wohl um einiges wichtiger 
sein wird als üblich. Wenn diese 
Vermutung stimmt, dann 
kommt es auf den Entscheid je-
ner an, die sich keiner Partei 
nahe fühlen», so Milic. Diese 
Gruppe sei zahlenmässig gross, 
ihr Entscheid aber um einiges 
schwerer vorauszusagen als bei 
den einzelnen Parteianhänger-
schaften. 

Insbesondere die beiden 
 Regierungsparteien VU und 
FBP haben sich in den letzten 
Wochen doch noch mächtig ins 
Zeug gelegt, um die Ablehnung 
der DpL-Initiative zu propagie-
ren. «Der Abstimmungskampf 
wird zwar durchaus intensiv ge-
führt, aber es ist für mich unklar, 
ob er auch ausserhalb der poli-
tisch ohnehin interessierten 
Kreise stark wahrgenommen 
wird», so Milic. 

Empfehlungen der 
Staatsorgane wohl wichtiger 
Auch die Bedeutung der Stimm-
empfehlungen wird in der 
 Abstimmungsumfrage erhoben. 
Vor dieser Abstimmung haben 
sich sowohl das Fürstenhaus als 

auch die Regierung, die Parteien 
VU, FBP und Freie Liste sowie 
die grössten drei Wirtschaftsver-
bände für ein Nein ausgespro-
chen. Bisher hatten diese 
Stimmempfehlungen gemäss 
den Umfragen keine allzu grosse 

Bedeutung. «Aber im Unter-
schied zu Abstimmungen der 
jüngeren Vergangenheit geht es 
am 25. Februar um das Regie-
rungssystem selbst, wovon 
Fürst, Regierung und Landtag 
unmittelbar betroffen sind. Gut 

möglich also, dass die Empfeh-
lungen aller drei Staatsorgane 
eine wichtigere Rolle spielen als 
üblich», so Milic. Zudem sei es 
für viele Stimmberechtigte wohl 
nicht einfach, die Auswirkungen 
der Initiative abzuschätzen. «Je 

schwieriger aber das Abschätzen 
der Auswirkungen einer Vorlage, 
desto eher stützt man sich auf 
Empfehlungen ab.» 

Ein wichtiger Faktor wird 
auch die Stimmbeteiligung sein. 
Bei der Abstimmung Ende Janu-
ar über die Energievorlagen war 
diese trotz oder gerade wegen 
des langen Abstimmungskamp-
fes überraschend tief. Fragen 
der Staatsordnung im Generel-
len hätten in der Vergangenheit 
durchaus stark mobilisiert. 
«Über die Volkswahl der Regie-
rung wird in Liechtenstein je-
doch erstmalig an der Urne be-
funden. Aber unser Nachbar, 
die Schweiz, hat darüber schon 
mehrfach abgestimmt, zuletzt 
2013. Die Schweizer Stimmbe-
rechtigten wiederum waren – 
auch für mich etwas überra-
schend – nur mässig am Thema 
interessiert; die Stimmbeteili-
gung war 2013 unterdurch-
schnittlich tief. Kurz, die Mobi-
lisierung ist schwer einzuschät-
zen.» (sap) 

Hinweis 
Hier gelangen Sie zur Online-
Umfrage: vaterland.li/abstim-
mungsumfrage  

Für Thomas Milic vom Liechtenstein-Institut ist unklar, wie stark der Abstimmungskampf zur Volkswahl 
der Regierung ausserhalb der politisch interessierten Kreise wahrgenommen wurde. Bild: Nils Vollmar
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Das Volk wird wohl nochmals über den 
Spitalneubau entscheiden müssen 
Die Mehrkosten sind tiefer als befürchtet, doch eine Umfrage bei den Landtagsparteien zeigt: Die Zeichen stehen auf Volksabstimmung. 

David Sele 
 
Seit bekannt wurde, dass der 
Neubau des Landesspitals mehr 
kosten wird als 2019 vom Volk 
genehmigt, herrschte in der 
 Politik Konsens: Das Volk wird 
nochmals dazu befragt werden 
müssen. Vergangene Woche 
präsentierte Gesundheitsminis-
ter Manuel Frick nun die defini-
tiven Mehrkosten, die anfallen, 
um das Spitalbauprojekt zu rea-
lisieren: Mindestens 6 Millionen 
Franken müssen zusätzlich zum 
2019 genehmigten 65,5-Millio-
nen-Kredit gesprochen werden. 
Ob es dafür aber wirklich eine 
weitere Volksabstimmung 
braucht, stellte Frick infrage. 
Die anfänglich kolportierten 
Mehrkosten von rund 20 Millio-
nen Franken hätten durch die 
Optimierung des Projekts so 
weit reduziert werden können, 
dass sich der Ergänzungskredit 
«in einem Verhältnis, wie wir es 
auch bei anderen Hochbauten 
kennen», bewegt. 

Abstimmung wird wohl  
im Landtag beantragt 
Tatsächlich liegt der vom Ge-
sundheitsminister beantragte 
Ergänzungskredit von 6 Millio-
nen Franken deutlich unter allen 
Beträgen, die bei den Diskussio-
nen um den Spitalneubau in den 
letzten zwei Jahren aufgerufen 
wurden. «Wie wohl viele andere 
auch bin ich überrascht, dass die 
Ergänzungskredite für den Spi-
talneubau deutlich tiefer ausfal-
len als von vielen befürchtet», 
sagt auch FBP-Fraktionsspre-

cher Daniel Seger. Er habe sich 
noch keine abschliessende Mei-
nung gebildet, doch die Not-
wendigkeit einer Volksabstim-
mung ist für ihn nicht mehr in 
Stein gemeisselt. «Man kann 
sich durchaus auf den Stand-
punkt stellen, dass der Landtag 
die Ergänzungskredite für den 
Spitalneubau eigenverantwort-
lich sprechen soll. Letztlich kann 
aus dem Volk ja immer noch das 
Referendum ergriffen werden, 
wenn eine Abstimmung ge-
wünscht wird», so Seger. Genau 
andersherum argumentiert  
VU-Fraktionssprecher Manfred 
Kaufmann: Die Unterschriften 

für ein Referendum würden 
 ohnehin zusammenkommen. 
«Deshalb kann ich mir gut vor-
stellen, dass der Landtag die 
Vorlage von sich aus zur Volks-
abstimmung gibt, da das Stimm-
volk 2019 den ersten Kredit 
 gesprochen hat und nun auch 
die finale Entscheidung wieder 
beim Volk liegen sollte», so 
Kaufmann. 

Bei den Oppositionsparteien 
gibt es diesbezüglich keinen 
 Diskussionsbedarf: «Selbst -
verständlich braucht es eine 
Volksabstimmung für die Zu-
satzkosten», sagt DpL-Präsident 
Thomas Rehak. Er gehe davon 

aus, dass der Landtag dies so be-
schliessen wird. Und auch Freie-
Liste-Fraktionssprecher Patrick 
Risch sagt: «Das Volk muss ganz 
klar die Möglichkeit erhalten, 
über die neuen Kredite abstim-
men zu können.» 

Freie Liste zweifelt  
an vorgelegter Kalkulation 
Die Freie Liste ist zugleich die 
einzige Landtagspartei, die be-
reits eine inhaltliche Fraktions-
meinung zur im März anstehen-
den Spitaldebatte abgeben 
kann. Denn diese hat sich wäh-
rend der vergangenen Jahre 
nicht verändert: «Wir sind über-

zeugt, dass ein eigenes Landes-
spital nicht der richtige Weg ist», 
sagt Patrick Risch. Das Problem 
sieht die FL weniger in den Kos-
ten des Neubaus, sondern in den 
Kosten des Betriebs eines eige-
nen Spitals. Für diese Kosten 
müssten direkt oder indirekt  
die Prämienzahler aufkommen, 
was in der Debatte jedoch zu 
kurz komme, so Risch. 

Doch auch die Vorgänge 
rund um das Neubauprojekt und 
das anfängliche Planungsdeba-
kel sind für die Freie Liste weiter 
ein Thema. «Es sind noch viele 
Fragen offen, wie das Projekt 
dermassen schöngerechnet 
werden konnte. Es stellt sich die 
berechtigte Frage, ob der neue 
Kredit eingehalten werden 
kann», sagt Patrick Risch. 

Geburtenstation könnte 
nochmals zu reden geben 
In den anderen Landtagspartei-
en konnten die Ergänzungskre-
dite für den Spitalneubau noch 
nicht in den Fraktionen disku-
tiert werden. Persönlich habe er 
auch noch keinen abschliessen-
den Entscheid gefällt, sagt  
FBP-Fraktionssprecher Daniel 
Seger. Voraussichtlich werde er 
dem 6-Millionen-Ergänzungs-
kredit jedoch zustimmen. In 
der VU-Fraktion seien die Mei-
nungen zum Spitalneubau 
 unterschiedlich, sagt Manfred 
Kaufmann. Er gehe aber trotz-
dem davon aus, dass eine Mehr-
heit dafür zu finden sei. Der 6-
Millionen-Ergänzungskredit ist 
nötig, um das Spital überhaupt 
bauen zu können. Zusätzlich 

legt die Regierung jedoch drei 
weitere Ergänzungskredite für 
Zusatzleistungen vor, die fakul-
tativ in den Neubau integriert 
werden können. Definitiv zu-
stimmen wird Daniel Seger den 
PV-Anlagen an der Fassade  
für 1,7 Millionen Franken. Das 
neue Spital könnte damit ge-
mäss Regierungsvorlage 51 Pro-
zent seines Energiebedarfs 
 decken. «Dies ist gerade bei ei-
nem Gebäude wie dem Landes-
spital, welches im Betrieb sehr 
hohe Energiekosten haben 
wird, sicher sinnvoll», so Seger. 
Auch bauliche Vorkehrungen 
für eine Pandemie (0,6 Mio. 
Franken) werden Segers Stim-
me wohl erhalten.  

Bei der Geburtenstation 
(1 Mio. Franken) ist Seger hin-
gegen noch unschlüssig. Er wer-
de diesbezüglich in den nächs-
ten Wochen noch viele Gesprä-
che führen, um sich eine 
abschliessende Meinung zu bil-
den. «Vielleicht wird es auch so 
sein, dass ich den endgültigen 
Entscheid erst aufgrund der 
Diskussion im Landtag fälle», 
so Seger. 

Für VU-Fraktionsprecher 
Manfred Kaufmann ist hinge-
gen die Geburtenstation ein 
Muss. Er hatte vergangenes Jahr 
bereits den Antrag gestellt, eine 
solche einzuplanen. «Selbstver-
ständlich unter der Prämisse, 
dass die Sicherheit für Mutter 
und Kind gewährleistet ist», so 
Kaufmann. Auch den Photovol-
taikanlagen und der Pandemie-
vorsorge wird Kaufmann zu-
stimmen. 

So ungefähr könnte das neue Landesspital aussehen. Visualisierung: LLS


